
Dr. HANS REINWARTH, Vizepräsident des Obersten Gerichts

Rechtsprobleme in der Tätigkeit der Schiedskommissionen
Dem nachstehenden Beitrag liegt ein Auszug aus dem 
einleitenden Referat zugrunde, das Vizepräsident 
Dr. Reinwarth auf der 17. Plenartagung des Obersten 
Gerichts am 20. Dezember 1967 gehalten hat.

D. Red.

Es entspricht der Verantwortung des Obersten Gerichts, 
den Schiedskommissionen durch die Rechtsprechung 
und die Behandlung rechtlicher Fragen aus ihrer 
Praxis Anleitung zu geben und dadurch eine einheit­
liche Rechtsanwendung in der Tätigkeit dieser gesell­
schaftlichen Rechtspflegeorgane zu gewährleisten. Durch 
die im Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts 
vom 20. Dezember 1967 vorgenommene verbindliche 
Klärung einiger bisher strittiger Fragen auf der Grund­
lage der Richtlinie des Staatsrates über die Bildung und 
Tätigkeit der Schiedskommissionen (SchK-Richtlinie) 
vom 21. August 1964 (GBl. I S. 115) soll gleichzeitig auf 
die im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des neuen 
Strafgesetzbuches und anderer Gesetze zu erwartende 
neue SchK-Richtlinie hingelenkt werden.
Im folgenden soll — nach einer kurzen Darlegung der 
wichtigsten Ergebnisse der bisherigen Tätigkeit der 
Schiedskommissionen — zu einigen Problemen im Zu­
sammenhang mit dem Plenarbeschluß vom 20. Dezem­
ber 1967 Stellung genommen werden.

Zur bisherigen Tätigkeit der Schiedskommissionen
Die 5620 Schiedskommissionen in der DDR haben von 
Januar bis September 1967 insgesamt über etwa 29 400 
Rechtsverletzungen beraten. Davon waren

5 620 geringfügige Strafsachen,
13 288 Beleidigungssachen,
9 761 zivilrechtliche Streitigkeiten,

442 Fälle der Schulpflichtverletzung und 
222 Fälle arbeitsscheuen Verhaltens.

Bei den übergebenen geringfügigen Strafsachen han­
delte es sich vorwiegend um Fälle der kleinen Eigen­
tumskriminalität und der leichten Körperverletzung. 
Den weitaus größten Teil der Beratungen auf zivil­
rechtlichem Gebiet (etwa 70 Prozent) nehmen Haus-, 
Miet- und Nachbarschaftsstreitigkeiten ein. Die gesell­
schaftliche Wirksamkeit der Beratung dieser Sachen 
vor den Schiedskommissionen zeigt sich bereits darin, 
daß in vier von fünf dieser Fälle eine der Gesetzlichkeit 
entsprechende Einigung der Parteien zustande kam. 
Auch die Beratungen in Beleidigungssachen enden zu 
etwa 90 Prozent mit Aussöhnung oder Entschuldi­
gung.
Bei der Bekämpfung von Schulpflichtverletzungen wer­
den noch nicht alle Möglichkeiten genutzt. Insbesondere 
muß gewährleistet werden, daß die Schuldirektoren 
ihre Pflichten gern. § 14 der VO über die Sicherung 
einer festen Ordnung an den allgemeinbildenden Schu­
len — Schulordnung — vom 20. Oktober 1967 (GBl. II
S. 769) erfüllen.
Unterschiedlich sind die Ergebnisse bei Beratungen 
wegen arbeitsscheuen Verhaltens. Die Problematik liegt 
hier in einer differenzierten Antragstellung. Es ist wenig 
sinnvoll, wenn sich Schiedskommissionen mit solchen 
Bürgern befassen, bei denen sich schon wesentliche 
Züge asozialer Lebensweise herausgebildet haben.
Die Schiedskommissionen haben in etwa 10 Prozent der 
Beratungen in Strafsachen, etwas weniger in Zivil­
sachen, konkrete Empfehlungen an örtliche Organe, 
Betriebe, Organisationen usw. gegeben, um die Besei­

tigung von Ursachen von Rechts- und Moralverletzun­
gen zu bewirken. Sie haben auch vielfach die Auswer­
tung ihrer Beratungen im Kollektiv des Rechtsverlet­
zers, eine bessere Kontrolle durch betriebliche 
Leitungsorgane, innerbetriebliche Festlegungen u. ä. 
angeregt.

Über die Beratung der Einzelkonflikte hinaus sollten 
die Schiedskommissionen mehr von der ihnen in Ziff. 26 
Abs. 4 SchK-Richtlinie eingeräumten Möglichkeit Ge­
brauch machen, gemeinsam mit anderen gesellschaft­
lichen Kräften solchen Verhaltensweisen von Bürgern 
entgegenzuwirken, aus denen strafbare Handlungen 
und andere Rechtsverletzungen entstehen können. 
Insbesondere gilt dies für die komplexe Bekämpfung 
der Jugendkriminalität und des Alkoholmißbrauchs. 
Die Kreisgerichte müssen sichern, daß die Schiedskom­
missionen sinnvoll in das System der vorbeugenden 
Bekämpfung der Rechtsverletzungen eingeordnet wer­
den.

Die Beratung über geringfügige Strafsachen

Die Voraussetzungen für die Übergabe sind in Ziff. 28 
SchK-Richtlinie aufgeführt. Die Beurteilung, wann eine 
Straftat geringfügig ist, bereitet jedoch noch immer 
Schwierigkeiten. Zum Teil wurde, sofern sich der durch 
die Straftat verursachte Schaden beziffern ließ, die 
obere Grenze der Geringfügigkeit bei 300 M, in anderen 
Fällen (in Angleichung an die mögliche gütliche Eini­
gung bei zivilrechtlichen Streitigkeiten wegen Geld­
forderungen) bei 500 M gesehen.

Entsprechend den Erkenntnissen der sozialistischen 
Strafrechtswissenschaft kann die Beurteilung, ob eine 
Straftat geringfügig ist, nur unter allseitiger Würdi­
gung aller objektiven und subjektiven Umstände ge­
troffen werden. Das in Ziff. 28 SchK-Richtlinie enthal­
tene Merkmal „geringfügiger Schaden“ ist daher nicht 
als absolutes Kriterium aufzufassen. In der Praxis gibt 
es nicht selten Fälle, bei denen ein erheblicher Schaden 
eingetreten ist, jedoch die Schuld des Täters sehr gering 
ist. Im künftigen Strafrecht (§ 28 StGB) ist deshalb bei 
fahrlässigen Straftaten die Möglichkeit der Übergabe 
auch dann vorgesehen, wenn trotz erheblichen Schadens 
das Verschulden des Täters infolge außergewöhnlicher 
Umstände gering ist.
In diesem Zusammenhang sei auch an das Urteil des 
Obersten Gerichts vom 23. November 1965 — 5 Zst 18/65 
und 5 Zst 26/65 — (NJ 1966 S. 88) erinnert, wonach bei 
Gewalt- und Sexualdelikten die Übergabe an eine 
Schiedskommission nur bei Vorliegen besonderer, die 
Gefährlichkeit mildernder Umstände möglich ist.

Von der Persönlichkeit des Rechtsverletzers her ge­
sehen, waren in folgendem Fall die Voraussetzungen 
für die Übergabe der Sache an die Schiedskommission 
nicht gegeben, weil eine wirksame erzieherische Ein­
flußnahme nicht zu erwarten war: Gegen den viermal 
vorbestraften Täter lief zur Zeit der Übergabe ein Ver­
fahren auf Widerruf einer Bewährungszeit. Während 
einerseits vermieden werden muß, daß die Möglichkeit 
der Übergabe auf Ersttäter beschränkt wird, sind an­
dererseits die in den Leitungsdokumenten des Obersten 
Gerichts enthaltenen Hinweise zur wirksamen Bekämp­
fung der Rückfallkriminalität exakt zu beachten.
Verschiedentlich sind Strafsachen von Gruppierungen 
jugendlicher Täter den Schiedskommissionen über­
geben worden, obwohl diese Sachen vom Umfang her 
nicht für eine Beratung vor der Schiedskommission
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